
Bundessozialgericht

3.2-39.31.3192

Zugestellt‘am

6„September
1966

Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsstreit

Beklagte und Revisionsklägerin,

g e g e n

Kläger und Hevisionsbeklagter,

— Pr02eßbevollmächtigter:

Der 120 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 28° Juli 1966 durch

4Senatspräsident R a a c k

— Vorsitzender —9
Bundesrichter Dr„ S c h u b e r't und
Bundesriehter S c h m i d t h a

l
59

t Bundessozialriohter F o x und

Bundessozialriehter „K r i e g

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 5„ Februar 1963

wird zurückgewiesenv '“

Die Beklagte hat dem Kläger auch die außer8erichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten°
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Für den \ 1901 geborenen Kläger waren erstmals

in der Zeit vom 1„ Februar 1953 bis 150 Juni 1957 (also
für 53 Monate) Pflichtbeiträge zur Arbeiterrentenversicherung
(ArV) abgeführt werden, als er während dieser Zeit ununter—

brochen als landwirtschaftlicher Gehilfe versicherunge—

pflichtig beschäftigt waro Nach kurzer Unterbrechung war er

erneut vom 10 Juli bis 180 September 1957 in der Landwirt-'

schaft beschäftigt und es wurden 3 Monatsbeiträgs als Pflicht—

beiträge für diese Zeit für ihn entrichteto Anschließend

versicherte er sich weiter° In der am 250 Januar 1959 aufge—

rechneten Versicherungskarte Nro 2 waren 15 Monatsbeiträge

der Klasse A mit dem Aufdruck 58 für die Jahre 1957 und 1958

verwendeto Diese Beiträge beanstandete die Beklagte mit

Bescheid vom 160 November 19599 weil vorher nur für 56 und

nicht für mindestens 60 Kalendermonate Pflichtbeiträge‚ent—

richtet und damit die Voraussetzungen fur eine Weiterver—

sicherung nach 5 1233 Abso_1 der Reichsversichcrungsordnung

(EVO) mE nicht gegeben seien und weil die Berechtigung zur

Weiterversicheruhg auch nicht aus der Übergangsvorschrift

des Arto 2 5 4 des Arbeiterrentenversichcrungs—Neuregelungs—

gesetzes (ArVNG) vom 230 Februar 1957 folge; insbesondere
habe der Kläger in der Zeit vor dem 1„ Januar 1957 ein Recht

zur Weiterversichorung nach @ 1244 EVO aF nicht erworbeno

Dem Viderspruch des Klägers hiergegen gab die Widerspruchs—

stelle der Beklagten nicht statto

Das Sozialgericht (SG) wie auch das Landessozialgericht (LSG)

waren demgegenüber der Ansicht, daß die Berechtigung zur ‘

Weiterversicherung nach Art° 2 © 4 Absa 2 ArVNG in Verbindung

mit 5 1244 RVO aF auch dann gegeben sei, wenn der Versicherte

bis zum 510 Dezember 1956 nach Entrichtung von 26 Wochenbei—

trägen aufgrund einer Versicherungspflicht die Beschäftigung

nicht
aufgegeben

hatte° Deswegen hat das SG auf die Klage des

Klägers hin den Bescheid der Beklagten vom 160 Vovember 1959

und den Widerspruchsbescheid v0m 15° Februar 1960 aufgehoben

und festgestellt? daß der Kläger zur Weiterversicherung be—
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rechtigt sei, und das LSG hat die hiergegen von der Be—

klagten eingelegte Berufung zurückgewieseno

Das LSG hat in seinem Urteil die Revision zugelassene Die

Beklagte hat dieses Rechtsmittel eingelegt mit dem Antrags,

das Urteil des Bayerischen LSG vom 50 Februar

1963 und das Urteil des SG Bayreuth vom
140 März 3961 aufzuheben und die Klage abzu—

weisen„

Sie rügt Verletzung des Art„ 2 5 4 Abs„ 2 ArVNG° Nach dem
Wortlaut dieser Vorschrift könne nur derjenige die Ver—

sicherung fortsetzen, der neben der Erfüllung anderer Vor—

aussetzungen bis zum Inkrafttreten des ArVNG‚ dohc bis zum

1° Januar 19579 zur Weiterversicherung (@ 1244 RVO aF) be—\
rechtigt war0 Nach 5 1244 EVO aF hätten jedoeh Versicherte

die Versicherung freiwillig nur dann nach einer Pflichtver-

sicherungszeit von mindestens 26 Wochen fortsetzen können9

wenn skaaus der versicherungspfliehtigen Beschäftigung ausge—

schieden wareno Hieran fehle es beim Klägero Allerdings sei

nicht zur verkennen, daß diese Auslegung des Arto 2 @4
ArVNG gewisse Härten mit sich bringe° Bei der ■entenver—

sicherungsreform habe jedoch das Recht zur Weiterversicherung

eingeschränkt werden solleno Daß die dabei ausgesprochene

Aberkennung früherer Rechtanieht gegen das Grundgesetz ver-
stoße, habe das Bundesverfassungsgerieht bereits fest—

gestellt (BVerfG 14, 288)0

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen,

da das angefochtene Urteil richtig seio
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Die Parteien haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden erklärt„

Ile

Die Revision der Beklagten kann keinen Erfolg haben°

Zutreffend haben die Vorinstanzen ausgeführt, daß sich das

Recht des Klägers zur Weiterversicherung in der ArV nur aus

Arte 2 5 4 Abs° 2 ArVNG ergeben kanno Nach dieser Vorschrift

kann, wer bis zum/1° Januar 1957 zur Weiterversicherung nach
5 1244 RVO aF berechtigt war und innerhalb der drei Monate

vor dem 10 Januar 1957 Beiträge aus versicherungspflichtiger

Beschäftigung oder Tätigkeit für mindestens einen kalender—

monat entrichtet hat, bis zum 310 Dezember 1958 die Ver-

sicherung fortsetzen9 wenn er bis zur Fortsetzung der Ver—

sicherung Beiträge für eine versicherungspflichtige Be—

schäftigung oder Tätigkeit für mindestens 24 Monate ent-
'

richtet hato_Die Beklagte meint hierzu, der Kläger‚ bei dem

alle sonstigen Voraussetzungen des Art„ 2 @ 4 Abs° 2 ArVNG

erfüllt sind? sei deswegen nicht bis zum Inkrafttreten dieses

Gesetzes (10 Januar 1957) zur Weiterversicherung nach 5 1244

RVO aF berechtigt gewesen, obwohl er die in dieser Vorschrift

vorgesehene Vorversicherungszeit zurückgelegt hatte, weil

er bis zum
1; Januar 1957 nicht, wie 5 1244 EVO aF es ferner

vorausgesetzt habe9 aus seiner versicherungspflichtigen Be—

schäftigung ausgeschieden seio Dieser Auffassung kann indes

nicht gefolgt werden°

Arto 2 5 4 Abso 2 ArVNG ist erst in der 2° Lesung dieses
Gesetzes eingefügt worden (vglo Protokoll über die 1860

}
Sitzung des Deutschen Bundestages, stenographische Berichte

Bdo 34 So 10448—10449)o Danach sollten "die erworbenen
Rechtsansprüche, die durch die Neufassung des Gesetzes ohne

die Hinzufügung dieses Absatzes verloren gehen würden, er—

halten werden"o Mit Recht ist darauf hingewiesen werden, daß
die Vorschrift in ihrer sozialpolitisohen Zielsetzung nur
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schwer verständlich ist (VerbKommo 6° Auflo 5 1233 EVO Anmo

15; Elsholz/Theile, Die gesetzliche Rentenversicherung,

Nr° U 6 Anm„ 5), Ihr Zweck ist es jedoch offenbar, auch

solchen Versicherten, die vor dem 10 Januar 1957 nach 5 1244

RVG aF zur Weiterversicherung berechtigt gewesen wären,

wenn sie schon damals aus einer versicherungspflichtigen

Beschäftigung ausgeschieden waren, unter gewissen Voraus—

setzungen die Weiterversicherung bis zum 510 Dezember 1958

zu gestatten, selbst wenn dieses Ziel nicht voll erreicht

worden ist, da nicht allen Versicherten die Fortsetzung der

Versicherung ermöglicht wird, die vor dem 10 Januar 1957

pflichtversichert waren und sich nur aus diesem Grunde nicht

weiterversichern konnten (Gesamtkommo Arto 2 $ 4 ArVNG

Ann, 7; vglo auch VerbKommo aaO), Für diese Auffassung spricht

nicht zuletzt die Erwägung, daß es nicht dem Willen des

Gesetzgebers entsprechen kann, einem Versicherten wie dem

Kläger das Recht zur Weiterversicherung abzusprechen, weil

er nicht vor dem 10 Januar 1957, unter der Geltung des © 1244

RVG aF, aus einer versicherungspflichtigen Beschäftigung aus—

geschieden war, sondern bis zum 15, Juni 1957 versicherunge—

pflichtig weiter gearbeitet hat, während er zur Weiterver—

sicherung unzweifelhaft berechtigt gewesen wäre, wenn er sein

versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis vor dem

10 Januar 1957 aufgegeben oder auch nur kurzfristig unter—

brochen hätte° Hierauf hat der Kläger zutreffend hingewiesen°

Dem Willen des Gesetzgebers könnte ein solches Ergebnis umso-
weniger entsprechen, als er bei der Rentenversicherungsreform

in 5 1253 Abso 1 RVG nF das Recht zur Weiterversicherung
davon abhängig gemacht hat, daß innerhalb von 10 Jahren während

mindestens 60 Kälendermonaten Beiträge für eine rentenver—

sicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit entrichtet

sind, während nach 5 1244 RVG aF 26 Wochenbeiträge auf Grund

der Versicherungspflicht genügteno Hiernach soll — anders als

früher — nur eine rentenversicherungspflichtige Beschäftigung

von beträchtlicher Dauer das Recht zur Weiterversicherung be—

gründeno Mit dieser Tendenz der neueren Gesetzgebung wäre es
unvereinbar, Versicherten die Weiterversicherung allein des—

halb zu versagen, weil sie nicht vor dem 1„ Januar 1957 aus>
ihrer rentenversieherungspflichtigen Beschäftigung ausge—
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schieden sind, also länger rentenversichorungspflichtig be—

schäftigt waren, als unbedingt erforderlich war, während

ihnen die Weiterversicherung unzweifelhaft gestattet wäre,

wenn sie ihre versioherungspflichtige Beschäftigung recht—

zeitig beendet hatten und damit kürzer rentenversicherungs—

pflichtig gewesen sind als im anderen Falle° Derartige wider—

sprüchliche Folgen waren vom Gesetzgeber offensichtlich nicht

gewollt„ ‘

Nach alledem ist den Entscheidungen der Vorinstanzen beizu—

treten„

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 des Sozialgerichts—

gesetzeso
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